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DIE DIE STEUERLICHEN TATBESTAND BILDEN
ıne Steuers  uld entsteht, sobald der Tatbestand VEerWIFrL.  iıch ı1st,
den das esetz die Steuer knüpft ($ D Abs StAnpG) Dieser Tatbestand
1st e1n vorfindliches und unabhängig von den Steuergesetizen, die spater
auf jenes angewandt werden, entstandenes WYFaktum, das 3TG den W iıl-
len der einem Rechtsgeschäfit betelilı  en Partner entstanden ist. Dıe-
ser Partnerwille fließt 1Iso ın den Tatbestand eın und 1st damıt bel Be-
urtellung desselben icht außer Betracht lassen ($$ Dr StAnpG) Da-
bei omm bei der im Steuerrecht gebotenen wirtschafitlichen Be-
trachtungsweise ıcht prıimär darauf . ob e1in wirts  aftlıcher Sachver-
halt nach dem bürgerlichen Recht ormgemä geschaffen wurde, sondern
darauf, welches wirtschalitliche rgebnis tatsächlich ach dem Wiıllen der
Beteilıgten entsteht.
Im vorliegenden Fall gehoören amı ZU Tatbestand d1e HUFC allgemeınes
Kir  enrecht un das spezielle Ordensrecht geschaffenen echtlich-wirt-
scha{itlıchen Verhältnisse, sowie} die auf dieser Basıs abgeschlossenen Ver-
trage
Dal er  age Tatbestände ‚0001 Sınne des Steuerrechtes scha{ffen, bedar{f
keines ewelses, bezüglıch der kirchlichen Normen sSe1 folgendes gesagt
Die Rechtserhebl:i  keit der kirchlichen Rechtsnormen für den staatlichen
Bereich ist iın Art 140 Art 1 AÄAbs Weimarer er{£.), wıe auch
1mMm Reichskonkordat Art f Abs und Art ID Abs 1) verankert und
WAar dergestalt, daß die Kiırche für den Staat verbindlich bestimmt, W as

Ya innerkirchlichen Verfassungsrechtes Rechtens ist vgl Urteil des
Bundesgerichtshofes VO 18 24)
Es soll damıt nıcht behauptet werden, daß innerhal des einen Staates
die staatlıche und die kırchliche KRechtsordnung ın Konkurrenz liegen,
och daß dıe e1ne der anderen subordiniert 1st, sondern genugt ler
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Testzustellen, daß die 1m Steuerrecht geforderte sachgerechte Beurteilung
des Tatbestandes nıcht dıe durch die kırchlichen (z‚esetze vorgegebenen
un geordneten Sachverhalte unbeachtet lassen kann; die kırch-
liche Kechtsordnung und das uUurc| diese bestimmte Yaktum ehören m1{
Z steuerlıchen Tatbestand.
Das Finanzamt ist emnach bel der Beurteilung eines Tatbestandes
dessen reale Wirklichkeit gebunden, mag dieser WT Tatbestand
auch SsSetizeSs- oder sittenwldrig se1ın ($ J, Abs StAnpG) Nur dann ent-

für das Finanzamt die Bindung den ausdrücklıch geäußerten
Partnerwillen, WEenNn sıch um eın Scheingeschaäait handelt ($ J, Abs
StAnpG). Lietzteres ıst aber dA. adurch ausgeschlossen, dalß das IS in
chenrecht 16 das Grundgesetz wıe Mre das Reichskonkordat an

kannt iıst
ach dlesen prinzipiellen Darlegungen sınd die beiden Elemente, nämlich
das Ordensrechtliche und das vertragliche, die den vorliegenden atbe-
stand ausmachen, näher bestimmen

I DAS KIRCHEN- UND ORbENSRECHTLICHE ELEMENT
ist teierlicher Professe ın eınem en Der en ist ırchlicher-

se1ts eiıne öffentlich-rechtliıche Körpers  A, also mit eıgener Rechtsper-
SON11C|  eit und 1m Rahmen des allgemeiınen Kirchenrechts auch mıit eılge-
Mer Legislative ausgestattel.
Die Profifeß selbst ist ach dem Kırchenrech 21n OÖffent!ı  er Rechtsakt,
näherhin e1n zweiseltiger Vertrag zwıschen dem Professen und dem (JIr-
den, durch den der Professe ıtglie des Ordens WIrd. In der Profeß
übernimmt der Ordensmann d1e Verpflichtung, dem en mi1t selıner
Person und seliner Schaiffenskraf unentgeltlich dıenen und nımmt die
Pflichten des Ordensstandes im allgemeinen und des Ordens im besonde-
re  3 qauti sıch. Anderersei:ts wird der en gehalten, den Proftfessen gemäß
dem ordenseigentümlichen Recht halten und ehalten, füur sSeın
zeitliches un ew1lges Wohl SOrgen.
Die Proießablegung enthält SOM1 qlle emente eines echten Vertrages,
bel dem der Ordensmann und der B  en Vertragspartner sınd Vertrags-
W1. Qut seıten des Ordensmanne 1st, sich 1n die Lebensordnung Se1INeEeSs
Ordens, ın den eintritt, einzugliedern und die eigenen Lebensverhält-
Nn1ısSSe dementsprechend gestalten. Auf Seiten des auinehmenden (Jr=
dens ist der Vertragswille einschlußweise ın der durch das allgemeine
Kirchenrecht und durch das Sonderrecht des Ordens bestimmten Lebens-
rdnung enthalten.
Das durch die Proieß begründete Vertragsverhältnis wird damıt fuür d1ıe
ra entscheiıdend, inwıeweılt der Ordensmann in eigener Person und
Lur sıch Einkünfte erwerben annn
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In Übereinstimmung mit dem allgemeinen Kirchenrecht annn nach dem
besonderen Recht des Ordens eın felerlicher Proiesse in eıgener Person
und Iiür sich nl mehr erwerben; W a5 irgendwie erwirbt, erwiıirbt
direkt und unmittelbar für den Orden vgl all 382) Diıieser Sachverhalt
ist ZWaLlr ın eıner Rechtsnorm konstituiert; daß aber diese Norm qauf den
Ordensmann anwendbar ist und i tatsächlich bindet, beruht allein auf
dem urc freie Willenskundgebung ın der Profeß zustande gekommenen
Vertragsverhältnis.
Der Ordensmann chuldet a1SO seine Arbeitskr dem en und ZWarLr
;09WÄEE diesem. Denn i1st ın der Profeß veriraglich beschlossen worden.
Damit ist auch ausgesprochen, da der Ordensmann nNnur och im Auftrag
des Ordens und 1n Erfüllung des Ordenszieles atıg seın wird Fälle,

dieses untier TUC des Vertrages nıcht mehr verwirklıcht 1St, stehen
bereits außerhal der Diskussion). Das zuletzt enannte Prinzip behält
auch dann seine Gültigkeilt, Wenn eın Ordensmann 1m Dienste Dritter
steht und Von diesem Dritten KEnigelt für dıe Arbeitsleistung gewährt
wird. Denn die Zurverfügungstellung eines Ordensmannes rıtte annn
T ım uftrage des Ordens oder wenigstens mi1t selıner Zusiimmung g_
schehen; m.a. W die Übernahme der außerklösterlichen Aufgabe wird
nıicht Urc| den Ordensmann In eigener Person kontrahiert, sondern der
Orden SC  1e mıiıt dem Dritten eınen Vertrag ab, übernimmt damıit e1ine
Au{fgabe, die UrCc| den Ordensmann ausIiIühren äaßt Somit W iın der
Person des Ordensmannes eın Tatbestandselement au[fl, der ach
WI1C VOrTr Se1ine Arbeitskra dem en Z Verfügung stellt und lediglich
ach dem ıllen selines Ordens den Dienst bei Dritten und damıit 1m
Namen des Ordens versieht
Es SEe1 elgens betont, daß 1N 1 außerklösterlicher Tätigkeit stehender
Ordensmann weiıiterhin die ufgaben Se1INESs Ordens Ww1ıe auch seıne Ver-
tragspflichten dem letzteren egenüber erfüllt Denn gerade hlerdurch
unterscheidet sich das aubhberklösterliche „Dienstverhältnis“ VO  - dem ub-
lichen „Dienstverhältnis"“. Hınzu kommt, daß zwischen dem aqußerklöster-
lichen „Dienstherrn“ un: dem Ordensmann qls „Arbeitnehmer“ ımmMer
der en als Dritter steht, der weıterhin uneingeschränkt gegenüber
dem Ordensmann weisungsberechtigt oder abrufungsberechtigt bleibt
Hinsichtliec) der außerklösterlichen Dienstleistungen, die durch einen Or-
densmann TIG werden, leg also eiıne Vertragsbeziehung zwıschen dem
außerklösterlichen Arbei  ebper und dem Orden VOLr Darum cheidet der
ın außerklösterlichen Dıensten stehende Ordensmann N1C| aus seinem
bisherigen Vertragsverhältnis zwıschen ihm und dem en aUs, sondern
durch die Erfüllung selıner außerklösterlichen Dienstleistungen rfüllt
seıne Aaus der Proifeß stammenden Vertragspilichten.
Wenn der außerklösterliche Arbeitgeber den Dienst e1ines Ordensmannes
technisch w1e auch der Oöhe ach gleich den Diensten anderer Arbeitneh-
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IMNeT vergutet, ist dieses Entgelt secn der andersartigen Struktur des
„Arbeitsverhältnisses“ nıcht persönlıches Einkommen, sondern ıne dem
üblichen Arbeitsentgelt gleichbemessene Vergütung den Orden Das ist
gerade das Besondere der Klösterlichen Ordnung der Ordensmann CIND-
äng seınen Lebensunterhalt nıcht entsprechend der Höhe der einkom-
menden Vergütung, sondern ın absolut gleicher Weise W1e die anderen
Ordensleute entsprechend den klösterlichen Regeln Man dar{ hinzufügen,
daß der Ordensmann nıcht selbst f{ur seınen Lebensunterhalt S  n SON-
dern Sein Kioster
Die Vergütung für außerklösterliche Dienstleistungen dient a1S0O primär
nıcht zZzur Sicherstellung des ın solchen Dıensten tatıgen Ordensmannes,
erst recht ist S1e eın Maß für den ihm gewährende Lebensunterhalt.
Der Verwendungszweck dieses „Einkommens‘‘ ist grundsätzlic e1N ande-
IS fließt ın die gemeinsame Kasse, AaUuUs ihr WwI1ird der Lebensunterhalt
er Ordensleute bestritten, ob S1e ım wirtschaftlichen Sinne verdienen
oder N1C.  9 das sSoß. „Einkommen“ trägt fur seınen Teil mıt ZU Hau und
Unterhalt des OStiers und selıner ar  e! 7A1 BL Bestreitung der Unkosten
des Offentlichen Kultus, Z Heran- und Ausbildung des achwuch-
SCS WI1e auch ZUr Versorgung der alten und kranken Ordensleute bei Ge-
rade dadurch unterscheidet sich auch der 1n außerklösterlichen Diensten
stehende Ordensmann VO  S den Leiharbeitern, die VON eıner Firma
eıne andere abgestellt werden: denn der ausgeliehene Arbeiter verfügt
selbst über die erwendung sSelnes Einkommens und steht Z ausleihen-
den Arbeitgeber ın einem wiıirklichen Arbeitsverhältnis.
Der Ordensmann ıst sSom1 weder Arbeitnehmer des Klosters vgl Lenz,
Die Kirche und das weltlichee 50140 och f der 1n außerklöster-
lıchen Diensten stehende Ordensmann in eın WILr.  1cCANes Dienstverhältnis
P dem Dritten. Zu dem außerklösterlichen Diıenstherrn oder Arbeitgeber
trıtt Jediglich der Orden ın vertragliche Beziehungen.
Zusammenfassend ist also festzuhalten, dalß die kirchenrechtlichen Sach-
verhalte verlangen, daß Sß Arbeitseinkommen der Ordensleute Sieuer-
ıch ihrem Orden zugerechnet werden.

AT DAS VERTRAGLICHE ELEMENT
ıst bei einem Institut der Unıversität atıg qauf run eıNeESsS Ver-

Lrages, der zwıischen der ademıle und uns abgeschlossen worden ist.
Die wesentlichen Punkte des Vertrages selen w1ıe Iolgt zZzusammengefalßlit:

Der  en stellt AADL  — Erfüllung e]lıner bezeichneten wıssen-
schaftlichen Arbeit frel.

YHFur diıe „Mitarbeıt“ Von den dem Institut gestellten W1iısSsen-
schaftlıchen Arbeiten zahlt die Akademie den Orden eine ‚ Vergü-
tung 1ın Anschluß die Sätze der“
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„leistet seıne Arbeit ın Zusammenarbeit mıiıt dem Dırektor"“ des
Institutes Dieser trifft mıt dem en und d1e näheren Vereinba-
rungen hinsi  ıch Arbeitszeıt und Arbeitsmethode
Dieser Vertrag bringt klar ZU USdTUC|

daß Vertragspartner der en un die ademie Sind. ist
nicht Vertragssubjekt, sondern ann höchstens qals „Vertragsobjekt“ be-
zeichnet werden. M.a. W Der en verfügt über dıe ihm zustehende
Arbeitskraft des und SEeIZ ih außerklösterlich ZUr Erfüllung des
rdenszieles ein, wodurch gleichzeiltig se1ine uUurc die Profeß dem
en gegenüber übernommene Verpflichtung erfuüllt.

1C! steht ım Gehalt, sondern der en erhält für die Arbeits-
Jeistung selnes Mitgliedas eıne Verguütung, die den bel1 normalen Arbeits-
verhältnissen ıchen Säatzen entspricht.

Die naheren Bestimmungen ber die Erbringung der Dienstleistung
trifit nıcht wenıgstens nıcht alleın sondern der en
Damit erhält der Verirag keines der Elemente, die SOnNnSs das erhältnis
zwıschen Arbeitgeber un Arbeitnehmer kennzeichnen. Dagegen sind ın
diesem alle jene harakteristika verifiziert, deren Darlegung
WI1r uns im vorhergehenden ADa bemuht aben, daß re1ines-

als Arbeitnehmer der ademıe bezeichnet werden kann.

Obgleich ach diesen Ausiführungen INa bereits ıne Lohnsteuerpflich
ın der Person des verneınen kann, so[l dennoch der ra Stel-
ung ge  Nn werden, ob der Tatbestand, mıiıt dem das Einkommen-
steuerrecht eıne Lohnsteuerpflich verknüpft, gegeben ist.

DG DE  2 OHNSTEUERPFLICHTIGEN
TATBESTAND

Für die Beurteilung des Tatbestandes sınd } Abs un Z Abs
maßgebend. Demnach 1eg eın die Lohnsteuerpflicht aquslösen-

des Dienstverhältnis ($ A Abs LStDV) VOTL, Wenn der Beschäftigte dem
Arbeitgeber seıine Arbeitskraft schulde Dieser atz SEeLZ ogisch VOTaQauUS,
daß der Beschäftigte selbst un WarTr direkt und unmittelbar au{ Tun:
der Betätigung sSe1ınes elgenen geschäftlichen ıllens dem Arbeitgeber
S  eıne Arbeitskra A Verfügung tellt, bzw sSschulde Das ist aber ıer
ıcht verwirklicht, denn der en schuldet der ademıiıe die Arbeits-
Ta des und dieser Sschulde seinerseits seiıne Arbeitskraft TAaRNT“ dem
en 1s0O nicht ist der ezogene, sondern der rden, der bei Ver-
tragsverletzung nur eıtens der Akademie regresspflichtig gemacht WEl -

den ann
Wenn weiterhin ım Abs des de DV festgestellt wird, daß eın
Dienstverhältnis vorliegt, Wenn der Beschäftigte untfier der Leıitung des
Arbeitgebers sieht bzw dessen eisungen efolgen hat, hat ZWar
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unter diesem Gesichtspunkt dıie Tätigkeit VOo  5 den Charakter
nıchtselbständigen Arbeıt $ Abs EStIG aber die Weıilsungsbefugnis
des Arbeitgebers ist nıiıcht darın begründet daß dessen Dienste
getireten 1st sondern weil der Orden in ezug auf Taäatıigkeit den
Weisungen des „Arbeitgebers“ unterstellt hat. Das Weisungsrecht des
Ordens ist 1ler das Primäre, nıcht nNnUu der eıt nach, sondern auch
e]gentlichen Sinne.
Daß uNnserem keın lohnsteuerpflichtiges Dienstverhältnis esteht
geht auch daraus hervor, daß bei keine „Betätigung SeE1NesS geschäft-
lıchen illens“ ($ Abs vorlıe denn 61 olcher eschä{itlı-
cher hat ZU Ziel UuUrc. Zurverfügungstellung der Arbeitskra
gendwie ETW erbsmäßıg alıg werden Es steht aber rechtlich auf
Tun des Vertrages) WI1ie auch 1S5C! (bezüglich des Zahlungsmodus)
test daß nıchts erwirbt also VO Arbeitgeber keine Gegenleistung
empfängt
Abschließend S] hinsichtlich Abs nochmals ausdrücklich her-
orgehoben daß nu  — dann C1Nn Diıenstverhältnis vorliıegt ennn der Be-
schäftigte Anfang un Ende selbst bestimmen und weniıgstens dem
Grunde nach ausgestalten ann
In Abs 151 VO Arbeitslohn dlie Rede, der dem ÄAr-
beitnehmer zuilıe Dazu 1st nNnur erneut festzuhalten da ß au  N die-
S5€ SOg Dienstverhältniıs eın Entgelt zuilıe während andererseits fur
den Begri{ff „Arbeitslohn“ dıe Tatsache Voraussetzung 1ST daß 6in Arbeit-
geber Arbeitnehmer füur dessen Arbeit 1ne Verguütung Za ber
auch das leg 1er nicht VOTr

Es ergıbt sıch also auch untier fiskalischem Betracht da ß der lohnsteuer-
pflichtige Tatbestand nıcht gegeben 1st

DAS BFH R TL VO  Z S
Da dieses Urteil wieder ZU Begründung, dalß Bezüge die £1-
NnNe Orden {Ur Ordensangehörige gezahlt werden, der Ce1in Acalt; außerhal
SEC1INeEeS Ordens ausuüubt als Einkünfte des Ordensangehörigen selbst anzuse-
hen sind und eshalb der Lohnsteuer unterliegen, herangezogen wird
muß Ta auTt dieses Urteil CIn  ge werden
Dieses Urteil geht VO  m „als ob‘“-Verhältnissen au die nıchts mehr m1
der Wir.  eit tun en sondern T’heorien sind Man deutet Narmn-
iıch Jetz VO selten der Steuerbehörden das Verhältnis dieser Ordens-
leute dergestalt daß S1Ee steuerlich ehandeln sınd, NO Wenn ihnen
dıie Einnahmen persönlich zugeflossen waären“ ıne solche Betrachtungs-

widerspricht klar dem Abs StAnpG ach dem cheinge-
schäfte un Scheinhandlungen auf den wiıirklıchen Tatbestand zurückzu-
führen sınd während 1er das mgekehrte versucht wiıird diıe
wirklichen Verhältnisse aul Scheinverhältnisse zurückzuführen
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Das BFEFH Urteil VO Ü 51 vernelnt die steuerrechtliıche Wirksamkeit
des 1n der Profeßablegung VO Ordensmann bekundeten Vertragswillens.
1ese Sentenz hat der BFH mittlerweiıilen fallengelassen und sıch Z

gegenteiligen Ansıcht bekehrt, die dem wirklichen Sachverhalt,
der VO uns ZUr Anerkennung gefordert wird, entspricht (vgl H-Ur-
teıl VO 20 53 249/ UÜ)
Wır möchten aber unabhängig davon d1e Anwendbarkeit des H-Ur-
teils VO 1951 auf die iın außerklösterlichen DıJiensten stehenden Ordens-
leute 1mM allgemeınen und quf unNnseIen Fall im besonderen untersuchen.

Abgesehen VO  - der Unrichtigkeit oder KRichtigkeit das letztere moch-
ten Wr sehr bezweifeln des ergangenen Urteils, ist asselbe NUr aufi
einen umgrenzten, partıkulären all anwendbar
Das BFH-Urteil VO 51 hat namlıch Iolgenden Tenor, der alleın Dbe-
achtlich ist

Die Bezuge, die einen Orden L1uür eın Ordensmitglied, das eın Amt
außerhal sSse1nes Ordens ausübt, gezahlt werden, siınd steuerlich als Eın-
zünfte des Ordensangehörigen anzusehen.
A Wenn sich bel diesen Einkünften Arbeitslohn handelt, unterlie-
gen S1e der Lohnsteuer.
Der DE  T sagt also, daß sich Nnur dann ınkünfite des Ordensange-
hörigen handelt, wenn eın Amt bekleidet Unter Bekleidung e1nes Am-
tes versteht der BFH nıcht jede Tätıgkeit außerhal des Ordens, ondern
die Bekleidung e1iNes 1zlı1ellen Kırchenamtes, „wOomıit eın Einkommen VL -

bunden 1st, das den Lebensunterhalt des NnNabers des Kırchenamtes S1-
cherstellen 11:5 Das ist die Umschreibung des Kıiırchenamtes 1mM xzanon1-
schen ınn und KRecht (can 1409 Der BFE  &® nımm el d daß der etr
Ordensmann unmittelbar AUS dem Amt Bezüge hat Diıese Supposition ist
aber ıcht bewlesen worden, vielmehr ließen nach Ca 1425 bel ordens-
geistlichen Pfarrkirchenämtern die Einkünfite nıcht dem die Seelsorge
ausübenden Ordensmann Z sondern direkt un unmittelbar seinem
Kloster.
Auf die weılıtere rage, ob der betr Ordensmann eın solches oder e1INes
anderer Art bekleidet hat und WE dementsprechend die Einkünfte zustie-
hen, sol1l ler nicht weiter eingegangen werden. Es sSe]1 NU  — f{ur uNnseren
Fall festgehalten, daß eın Kırchenamt bekleidet un daß allein
VON dorther schon das H-Urteil keıine nwendung finden ann
Wır mussen 31S0O auch dieser Stelle und zugleic schlußenäalic esthal-
ten, dal der Tatbestand, den das Gesetz die Lohnsteuerpflicht zn uüp{t,
nıicht verwirklicht ist


